
Gemeinde Amt Neuhaus 
Der Bürgermeister 

 

Bekanntmachung  

über die Auslegung eines Antrags auf Planfeststellung für den Ausbau und Neubau 
der Hochwasserdeiche an Sude und Krainke; Lückenschluss zwischen dem rechten 

Krainkedeich einschl. Höherlegung der Kreisstraße 55 in der Gemarkung Preten  
(Südvariante) 

 
Der Neuhauser Deich- und Unterhaltungsverband (NDUV), Bahnhofstraße 38, 19723 Neu-
haus/Elbe, hat die Planfeststellung für den Ausbau und Neubau der Hochwasserdeiche an 
Sude und Krainke; Lückenschluss zwischen dem rechten Krainkedeich einschl. Höherlegung 
der Kreisstraße 55 in der Gemarkung Preten (Südvariante) gemäß §12 des Niedersächsi-
schen Deichgesetzes (NDG) i. V. m. §§ 68 ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) beantragt.  
 
Zuständige Behörde für die Durchführung dieses Planfeststellungsverfahrens ist der Nieder-
sächsische Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN), Direk-
tion, Standort Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg. 
 
Das jetzt beantragte Verfahren resultiert aus dem ursprünglichen Verfahren über den Ausbau 
und Neubau der Hochwasserdeiche an Sude und Krainke in den Gemarkungen Dellien, Nien-
dorf und Preten aus dem Jahr 2009. Nach dem Beteiligungsverfahren, in dem die Planunter-
lagen auch öffentlich ausgelegen haben, fand am 13.01.2010 der Erörterungstermin statt. In 
der Folgezeit gab es noch einen Änderungsantrag sowie mehrere vorzeitige Maßnahmenbe-
ginne für unkritische Deichabschnitte, die bereits realisiert wurden. Es stellte sich zudem her-
aus, dass der zunächst in der Planung enthaltene Bereich „Karhau/Rade“ (sog. Südvariante) 
aus naturschutzfachlichen Gründen umgeplant werden soll, um Retentionsraum durch eine 
Rückdeichung in diesem Bereich zu schaffen. Aus diesem Grund hat der NDUV bereits 2012 
den ursprünglichen Planfeststellungsantrag für diesen Bereich zurückgezogen. Zur Bewälti-
gung der Planänderung wurde im Februar 2011 der sog. „Runde Tisch“ einberufen, um ge-
meinsam die besten Lösungsmöglichkeiten der komplexen Probleme der Umplanung zu erar-
beiten. Der „Runde Tisch“ dauerte bis zum März 2018 an. Ein Ergebnis des „Runden Tisches“ 
war, dass für den umgeplanten Bereich „Karhau/Rade“ ein gesondertes Planfeststellungsver-
fahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt werden wird. Dieses Verfahren wurde nun-
mehr mit der Vorlage des o. g. Antrags eingeleitet. 
 
Durch den Neubau des linken Sudedeiches (nachfolgend als Sudedeich bezeichnet) von 
Deich-km 2+400 bis 2+932 und den Neubau des rechten Krainkedeiches von Deich-km 2+470 
bis 2+508 in der Gemarkung Preten bis zum Anschluss an den Sudedeich einschließlich der 
Höherlegung der Kreisstraße 55 von Str.-km 5,427 bis Str.-km 6,965 kommt der Neuhauser 
Deich- und Unterhaltungsverband im Rahmen seiner Verbandsaufgabe der Verpflichtung 
nach, den Hochwasserschutz in diesem Bereich zu vollenden. 
Der Neubau der Deiche ist notwendig, um die bestehende Lücke im Hochwasserschutzsystem 
für die Ortschaft Preten zu schließen und die Höherlegung der Kreisstraße 55 ist erforderlich, 
um bei einem Extremhochwasser die Deichverteidigung und im Bedarfsfall eine Evakuierung 
zu ermöglichen. Auf einem Teilabschnitt von Deich-km 2+777 bis 2+932 verlaufen der Sude-
deich und die Kreisstraße 55 in gemeinsamer Trasse. 
 
Insofern wird zur Entscheidung über den jetzigen Antrag ein erneutes Planfeststellungsverfah-
ren mit umfassender Beteiligung der Öffentlichkeit erforderlich.  
 
Das Vorhaben wirkt sich im Bereich der Gemeinde Amt Neuhaus/Elbe aus. 
 
Nähere Einzelheiten zu dem beantragten Vorhaben und der Historie sind den Planunterlagen 
zu entnehmen. 



 
Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich.  
 
Die Planunterlagen enthalten die folgenden wesentlichen entscheidungserheblichen Unterla-
gen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens: 
 

• Teil 1 (Ordner 1): Hochwasserdeiche - Deichbauplanung Sudedeich und rechter  
Krainkedeich: 
Textteil: A Erläuterungsbericht, B Verzeichnis der Wege, Bauwerke und sonstigen 
Anlagen 
Anlagen: Anlage 1 Übersichtskarte, Anlage 2 Übersichtslageplan, Anlage 3 Lageplan 
Deichbau, Anlage 4 Längsschnitte, Anlage 5 Deichquerschnitte 

• Teil 2 (Ordner 2): Straßenbauplanung Kreisstraße 55: 
1.0 Erläuterungsbericht, 2.0 Übersichtskarte, 3.0 Übersichtslageplan, 4.0 Übersichts-
höhenplan, 5.0 Lageplan, 6.0 Höhenplan, 7.0 Straßenquerschnitt, 8.0 Querprofile, 9.0 
Sichtdreiecke, 10,0 Grunderwerb, 11.0 Verkehrsführungsplan 

• Teil 3: (Ordner 3) Landschaftsplanerische Unterlagen: 
1. Allgemeinverständliche Zusammenfassung nach § 6 UVPG (AVZ), 2. Landschafts-
pflegerischer Begleitplan (LBP), 3. Faunistische Erfassungen, Anlage 1 Bestands- 
und Konfliktplan, Anlage 2 Maßnahmenplan, Anlage 3 Übersichtsplan der trassenfer-
nen Maßnahmen, Anlage 4 Trassenferne Maßnahmen, Anlage 5 Artenschutzbeitrag 
(ASB), Anlage 6 FFH-Verträglichkeitsprüfung FFH-Gebiet 2528-331, Anlage 7 FFH-
Verträglichkeitsprüfung SPA-Gebiet 2832-401 

• Teil 4: (Ordner 4) Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) aus September 2008 (Ur-
sprungsverfahren Sude und Krainke): 
Textteil, Anlagen, Karten 

 
Im Falle einer positiven Entscheidung ergeht ein Planfeststellungsbeschluss. 
 
Gemäß § 70 WHG und § 109 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) i. V. m. § 73 
Abs. 3 und 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Niedersächsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (NVwVfG) und § 74 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. § 9 UVPG in der Fassung, die vor dem 
16. Mai 2017 galt, wird die Auslegung des Antrages einschließlich der Planunterlagen hiermit 
bekannt gemacht. 
 
Der Antrag mit den Planunterlagen liegt in der Zeit vom 

 
02.09.2020 bis zum 01.10.2020 (jeweils einschließlich) 

 
bei der Gemeinde Amt Neuhaus, Am Markt 4, Zimmer 10 (Ansprechpartnerin: Frau 
Antje Möhring), 19273 Neuhaus/Elbe  
 
während der Dienststunden 
 
montags     geschlossen 
dienstags bis freitags  8:00 bis 12:00 Uhr 
dienstags Nachmittag  15:00 bis 18:00 Uhr 
 
zur Einsichtnahme aus. 
 
Aufgrund der Covid 19/Corona-Pandemie ist nach gegenwärtigem Stand der Besuch des 
Rathauses in Neuhaus möglich, allerdings nur nach vorheriger Terminabstimmung. Die 
Terminabstimmung zur Einsichtnahme kann zu den Öffnungszeiten per Telefon bei Frau 
Antje Möhring unter 038841/607-27 und per Mail an antje.moehring@amt-neuhaus.de er-
folgen. Alternativ ist die Terminabstimmung ebenfalls unter der zentralen Telefonnummer 



038841/607-0 und per Mail an rathaus@amt-neuhaus.de unter Bezugnahme auf dieses 
Planfeststellungsverfahren möglich. Termine können auch für Zeiten außerhalb der o. g. Öff-
nungszeiten vereinbart werden. Bei der Einsichtnahme ist ein Mund-Nase-Schutz zu tragen 
und der Sicherheitsabstand von 1,5 Metern einzuhalten. 
 
Diese Bekanntmachung sowie der Antrag mit den Planunterlagen können im o. g. Auslegungs-
zeitraum zusätzlich im Internet unter der Adresse https://www.nlwkn.niedersachsen.de und 
dort unter dem Pfad „Aktuelles / Öffentliche Bekanntmachungen“ sowie im zentralen UVP-
Portal des Landes Niedersachsen unter https://uvp.niedersachsen.de/ (dort bitte bei der 
Suchfunktion „Lückenschluss“ eingeben) eingesehen werden. 
Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27 a Abs. 1 Satz 4 
VwVfG).  
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG 
i. V. m. § 21 Abs. 1, 2 und 5 UVPG bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, 
 

spätestens bis zum 02.11.2020 (einschließlich) 
 
Äußerungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens und sonstige Einwendungen ge-
gen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift bei 
 

• der Gemeinde Amt Neuhaus, Am Markt 4, 19273 Neuhaus/Elbe 
oder 

• dem Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 
Naturschutz (NLWKN), Direktion, Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg, 

 
einreichen bzw. erheben. Äußerungen und Einwendungen müssen den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Dasselbe gilt für Vereinigun-
gen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechts-
behelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG ein-
zulegen. 
 
Hinweise: 

a) Mit Ablauf der Einwendungs- und Äußerungsfrist sind für dieses Planfeststellungsverfah-
ren alle Einwendungen und Äußerungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen (§ 9 Abs. 1 UVPG a. F. i. V. m. § 73 Abs. 4 Sätze 3, 4 und 
6 VwVfG). 

 
b) Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 

werden (§ 73 Abs. 5 Nr. 3 VwVfG). 
 
c) Die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die Stellung-

nahmen abgegeben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentliche Be-
kanntmachung benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
men sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 4 Buchst. a VwVfG). 

 
d) Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-

machung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 73 Abs. 5 
Nr. 4 Buchst. b VwVfG). 

 
e) Bei Äußerungen und Einwendungen von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten 

oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte (gleichförmige Eingaben) gilt derjenige 
Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen, sei-
nem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. 



Gleichförmige Eingaben, die diese Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Un-
terschrift versehenen Seite enthalten, oder dem Erfordernis nach dem vorhergehenden 
Satz nicht entsprechen, können unberücksichtigt gelassen werden. Für den Fall, dass von 
dieser Bestimmung Gebrauch gemacht wird, erfolgt rechtzeitig vor dem Erörterungstermin 
eine Mitteilung, die in den örtlichen Tageszeitungen in dem Gebiet, in dem sich die Ent-
scheidung voraussichtlich auswirken wird, und dem Nds. Ministerialblatt bekannt gemacht 
wird. Ferner können gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt bleiben, als Unter-
zeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder nur unleserlich angegeben haben 
(§ 72 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 und 2 VwVfG). 
 

f) Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen sowie die Erhebung bzw. 
Einreichung von Einwendungen und Äußerungen entstehen, können nicht erstattet wer-
den. 
 

g) Für die Durchführung dieses Planfeststellungsverfahrens werden personenbezogene Da-
ten verarbeitet, Art. 6 Datenschutz-Grundverordnung vom 27. April 2016 (Abl. EU 2016, 
Nr. L 119/1, S. 1) in Verbindung mit § 3 Niedersächsisches Datenschutzgesetz vom 16. 
Mai 2018 (Nds. GVBl. 2018, S. 66). Verantwortlich für die Verarbeitung ist der NLWKN – 
Direktion – (Adressdaten siehe oben). Weitere Informationen über die Verarbeitung Ihrer 
Daten, Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen und Ihre Rechte bei der Verarbeitung 
Ihrer Daten entnehmen Sie bitte dem Datenschutzinformationsschreiben. Dieses Informa-
tionsschreiben finden Sie im Internet unter https://www.nlwkn.niedersachsen.de und dort 
über den Pfad „Datenschutz > Erklärung gemäß Art. 13 und 14 Datenschutzgrundverord-
nung im Rahmen von wasserrechtlichen Zulassungsverfahren“. Als Direktdownload ist das 
Schreiben unter folgender Internetadresse abrufbar: http://www.nlwkn.niedersach-
sen.de/download/143978. Alternativ können Sie dieses Informationsschreiben auch vom 
NLWKN unter der oben angegebenen Postanschrift erhalten. 
 

h) Mit dem vorstehenden Anhörungsverfahren wird gleichzeitig die Anhörung der Öffentlich-
keit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 9 Abs. 1 UVPG a. F. durchge-
führt. 

 
 
 
Amt Neuhaus, den xx.xx.2020 
 
Andreas Gehrke 


